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Innenpolitik/Grüne/Familie/Musiol/FLAF/Mitterlehner 
 
Musiol fordert: Familienpolitische Leistungen völlig neu denken 

 
Utl.: Grüne für mehr Sachleistungen und weniger Geldzuschüsse 
 
   Wien (OTS) - Anlässlich der heutigen Präsentation zu Struktur und Zukunft des Familienlastenausgleichsfonds 
(FLAF) verweist die Grüne Familiensprecherin, Daniela Musiol, darauf, dass die Grünen seit langem mehr 
Transparenz und entsprechende Maßnahmen zur Verbesserung des FLAF fordern. "Sowohl der Rechnungshof als 
auch das IHS bestätigten, dass die derzeitigen Leistungen des FLAF dringend evaluiert werden müssen", betont 
Musiol. Bereits der Rechnungshof kritisierte in seinem Bericht (Bund 2011/6), dass der FLAF unübersichtlich ist und 
die Abstimmung zwischen den Gebietskörperschaften fehlt. "Es sind mehrere Ressorts und Länder gleichzeitig 
zuständig. Wie soll hier eine akkordierte Zielausrichtung überhaupt möglich sein? Wir brauchen aber klare 
Zielformulierungen, wenn es darum geht, die Förderstrukturen offen zu legen und eine ernsthafte Reform 
herbeizuführen", sagt Daniela Musiol. 
 
Nach Angaben der Caritas sind eine Viertel Million Kinder und Jugendliche bis 20 Jahre in Österreich 
armutsgefährdet. Jedes zweite dieser 264.000 Kinder ist sogar manifest arm. 2010 wurden insgesamt 3,4 Milliarden 
Euro für Familienbeihilfen ausgegeben. "Die Höhe der Familienbeihilfe wurde aber seit dem Jahr 2000 nicht mehr an 
die Teuerung angepasst. Angesichts der ständig steigenden Kosten für das tägliche Leben muss die Regierung eine 
jährliche Valorisierung der Familienbeihilfe einführen", fordert Musiol. 
 
ExpertInnen und Grüne fordern bereits seit Langem eine Umstellung der familienpolitischen Leistungen von Geld- zu 
Sachleistungen: In Österreich dominiert der Anteil der Geldleistungen gegenüber den Ausgaben für Sachleistungen, 
etwa für Kinderbetreuungseinrichtungen. "Studien, wie jene der OECD, machen darauf aufmerksam, dass vor allem 
jene Länder mit Kinder- und Jugendarmut gut fertig werden, die besonders in Sachleistungen investieren", sagt 
Musiol und fordert die Regierung auf, hier ebenso wie bei der Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten 
umzudenken. 
 
Der Unabhängige Finanzsenat hat kürzlich auf die Qualifizierungsproblematik bei der Absetzbarkeit der 
Kinderbetreuungskosten hingewiesen. "Diese Entscheidung des UFS zeigt ganz klar, dass die Familienpolitik der 
Regierung kurzsichtig ist. Die Regierung muss endlich anstatt Steuerzuckerln zu verteilen nachhaltige, 
familienpolitische Perspektiven entwickeln, von denen alle Eltern profitieren können und nicht nur die, die Lohnsteuer 
zahlen", fordert Musiol. Die Grüne Familiensprecherin macht darauf aufmerksam, dass alle Eltern in erster Linie 
Sachleistungen wie qualitativ hochwertige Kindergärten, Nachmittagsbetreuungsplätze und Freizeitangebote 
brauchen. 
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